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Funktion und Reichweite des "Leitbild:
Metropole Hamburg - Wachsende Stadt"
werden gegenwärtig allerdings noch
weitgehend unterschätzt. Die bisher öf-
fentlich gewordene Kritik ist zwar in den
meisten Fällen richtig bzw. nachvollzieh-
bar, es fehlte bislang jedoch eine Ge-
samtschau, die die einzelnen Handlungs-
felder und -vorgaben des Leitbildes auf
ihr gemeinsames Ziel sowie die Wech-
selwirkung der verschiedenen Hand-
lungsebenen hin beleuchtet und auf-
deckt, dass sie in keiner Weise geeignet
sind, die Lebensbedingungen der Bevöl-
kerung in dieser Stadt zu verbessern.

Das mit dem "Leitbild: Metropole Ham-
burg - Wachsende Stadt" verfolgte Ziel
ist, Hamburg unter den ideologischen
Vorgaben des Neoliberalismus 'fit' zu
machen für den Kampf aller gegen alle
im internationalen Wettbewerb. Als
"Wachsende Stadt" soll sich Hamburg bei
der Herstellung optimaler Kapitalverwer-
tungsbedingungen für die vor Ort ansäs-
sigen Unternehmen gegen andere Regi-
onen durchsetzen, wobei das verfügbare
Potential an Arbeitskräften als wichtigster
"Standortfaktor" gesehen wird. Die Stadt
soll sich als expandierendes Unterneh-
men verstehen, das sich auf die 'profita-
belsten' Kernbereiche konzentriert und
diese ausbaut, um Konkurrenten 'Markt-
anteile' abzunehmen. Die "Wachsende

Stadt" Hamburg soll insofern eine Agen-
tur zur Beschaffung, Wiederherstellung
und Veredelung von "Humankapital"
(gemeint sind Menschen) für klar defi-
nierte Wirtschafts-Cluster sein. Für diese
Kernbereiche sei das 'Arbeitskräfte-
potential' der Stadt durch Anwerbung
von 'High Potentials' und verwertungs-
orientierte Qualifizierung zu optimieren.
Bestehende und potentielle Konflikte soll-
len durch Brot (unsicherer und beschei-
dener Wohlstand für Fachkräfte, Almo-
sen für Bedürftige) und Spiele (Corporate
Identity, alltägliche Berieselungskultur
und spektakuläre Events) befriedet wer-
den. So nicht zu verschleiernde Wider-
sprüche sollen restriktiv verdrängt wer-
den, indem die betroffenen Menschen
marginalisiert, also von der aktiven
Gestaltung ihrer Lebensbedingungen
ausgeschlossen, oder vertrieben werden. 

Das "Leitbild: Metropole Hamburg -
Wachsende Stadt" ist ein Vor-Ort-
Programm für eine neue Phase imperia-
listischer Ausbeutungspolitik: Zum Scha-
den anderer Welt- und Bundesregionen,
wie auch derjenigen Hamburgerinnen
und Hamburger, die darauf angewiesen
sind, ihre Arbeitskraft zu verkaufen. Da-
her verwundert es auch nicht, dass das
Leitbild auf einer Standort-Analyse der
Unternehmensberatungsfirma McKinsey
beruht, wohingegen es keine demokrati-
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0. Vorbemerkung:
Das "Leitbild: Metropole Hamburg - Wachsende Stadt" - Vor-Ort-
Programm für eine neue Phase imperialistischer Ausbeutungspolitik  
Das vom Senat im Sommer 2002 beschlossene "Leitbild: Metropole Hamburg -
Wachsende Stadt" (Senatsdrucksache vom 11.07.2002) spielt als zentrales Konzept
des CDU/FDP/Schill-Senates für die Entwicklungsplanung der Stadt eine herausgeho-
bene Rolle. Demzufolge wird in politischen Debatten regelmäßig und zunehmend die
Bedeutung des Leitbildes thematisiert
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Deshalb solle die bereits in den letzten
15 Jahren wachsende Zahl der Einwoh-
ner erhöht werden, weil jeder Einwohner
durch den Länderfinanzausgleich eine
Stärkung des Hamburger Haushaltes mit
sich bringe. Zu befördern sei dies durch
eine differenzierende Bevölkerungsstruk-
turpolitik, die das 'Erwerbspersonen-
potential' erhöhe - das heißt, dass kaum
oder gar nicht arbeitsmarktkonforme
Bevölkerungsgruppen ausgrenzt werden
sollen während gleichzeitig darauf ge-

baut wird, dass mit der Abwerbung "krea-
tiver Köpfe" (S. 10) aus strukturschwa-
chen Ländern, aber auch aus ländlichen
bundesrepublikanischen Regionen, de-
ren aktueller Konkurrenznachteil dauer-
haft verstärkt, die 'human ressources' des
Standortes Hamburg jedoch verbessert
werden. 

Vom Zuzug nach Hamburg verspricht
sich der Senat jährlich Mehreinnahmen
von 3000 Euro pro Kopf. Zudem geht er
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sche Beteiligung der Bürgerinnen und
Bürger (nicht einmal des Landesparla-
ments, der Hamburgischen Bürgerschaft)
an der Entwicklung des Leitbildes gab.
Daran ändern auch Demokratiesimulati-
onen wie der 'Ideenwettbewerb Wach-
sende Stadt' und folgenlose Internet-
Foren nichts.

Diese Broschüre zur Aufklärung über das
"Leitbild" des Rechtssenates zielt darauf,
dem Konzept "Wachsende Stadt" wach-
senden Widerstand entgegenzusetzen. Es
geht darum, eine Perspektive für die sozi-
ale und demokratische Entwicklung der
Stadt zu erarbeiten und zu erkämpfen.
Ziel muss sein, dass Hamburg initiieren-
des Modell und "Leitbild" für eine solida-

Hamburg, August 2003

Juso-Landesarbeitskreis Bildung, 
Juso-Landesarbeitskreis Gegen Rechts, 
Juso-Landesarbeitskreis Wirtschaft und Soziales, 
Juso-Landesarbeitskreis Frieden und Internationales, 
Juso-Hochschulgruppe Uni Hamburg

I. Behauptungen und 'blinde Flecken' 
Eine Einführung in das "Leitbild: Metropole Hamburg - Wachsende Stadt"
Der Senat gründet das Leitbild auf der Annahme, dass die Beziehungen der Stadt und
der Metropolregion Hamburg (das ist Hamburg mit allen umliegenden Landkreisen in
Niedersachsen und Schleswig-Holstein) nach außen dauerhaft durch die Konkurrenz
der Wirtschaftsstandorte geprägt würden. In dieser Konkurrenz - beschönigend "Wett-
bewerb" genannt - solle Hamburg sich auf Kosten anderer bundesdeutscher, aber auch
Weltregionen behaupten; neu wäre daran, dass nicht mehr Nationalstaaten, sondern
Regionen konkurrierten. Die Regulierung oder gar Überwindung der Konkurrenz sei
weder möglich noch anstrebenswert.



ohne erkennbare Herleitung von einem
Wirtschaftswachstum von 25 Mio. Euro
pro Jahr aus. Trotz angeblich steigender
Ausgaben z.B. im Bildungsbereich, sei so
die "Wachsende Stadt" ein Beitrag zur
"Konsolidierung" des Landeshaushaltes.
Und das, obwohl der Senat selbst dar-
legt, dass bei vergleichbar bleibender
Steuerpolitik die Einnahmen des Staates
bundesweit zurückgingen. Hier wird
deutlich, dass die angestrebte zugespitz-
te Konkurrenz der Regionen für den
'kooperativen Föderalismus' (also die
gemeinschaftliche und solidarische Auf-
gabenwahrnehmung durch Bund und
Länder) keinen Platz lässt. 

Der Senat beantwortet den Widerspruch
zwischen angestrebter Wirtschaftsfreund-
lichkeit und der Notwendigkeit, öffentli-
che Aufgaben angemessen zu finanzie-
ren, wie selbstverständlich zu Lasten öf-
fentlicher Gestaltungsmöglichkeiten und
sozial Benachteiligter. "Auch für die Auf-
gaben für die Wachsende Stadt ist das
Prinzip der Bestandsfinanzierung zu be-
achten. Neue Prioritäten im Gesamt-
haushalt müssen durch Umschichtung
und Einsparung an anderer Stelle finan-
ziert werden." (S. 16) Dafür sei eine "flä-
chendeckende Aufgabenkritik" (S. 15) zu
vollziehen - also sämtliche staatlichen
Ausgaben zu überprüfen und gegebe-
nenfalls fallen zu lassen oder in private
Hände zu übergeben. Aktuelle Folge ist
die Privatisierung öffentlich organisierter
und solidarisch finanzierter Einrichtungen
zur Befriedigung von Grundbedürfnissen
(u.a. durch Krankenhäuser, Bildungsinsti-
tutionen, in der Wasserversorgung und
der Wohnraumpolitik). Die darin ange-
legte Profitorientierung verschärft soziale
Ungleichheit und beraubt die öffent-
lichen Institutionen - soweit entwickelt

und erhalten - ihres sozialen, kritischen
und emanzipatorischen Gehalts. 

Als wichtig erachtet der Senat auch die
Kooperation mit Nachbarländern, da
das Wachstum der Region eine übergrei-
fende Infrastrukturpolitik brauche. In die-
sem Kontext wird der Status als Stadtstaat
als Konkurrenznachteil wahrgenommen,
während er für die Interessenvertretung
im internationalen Maßstab - v.a. auf
Ebene der EU - als Vorteil gilt. Die ent-
scheidende Veränderung gegenüber
allen bisherigen Konzepten von Stand-
ortpolitik ist der allumfassende Ansatz
des Leitbildes: Die Nützlichkeit für die
Förderung von klar definierten ökonomi-
schen Wachstumsfeldern, sogenannten
Clustern, auf die sich die Wirtschaftsför-
derung konzentrieren soll, wird zum letzt-
lich bestimmenden Maßstab politischer
Entscheidungen gemacht - mit konkreten
Aufgabenbeschreibungen und -ableitungen
für restlos jedes politische Handlungsfeld. 

Zur Effektivierung dessen müsse dem-
nach die klassische Wirtschaftspolitik
(Verkehrsinfrastruktur, Gewerbeflächen,
Forschungsinfrastruktur, niedrige Gewer-
be- und Unternehmensbesteuerung und
hohe staatliche Subventionierung von
Wirtschaftsprojekten) um die Förderung
sogenannter 'soft skills' erweitert werden,
die nun von entscheidender Bedeutung
für den "Standort" seien: Sauberkeit, Si-
cherheit, Bildungs- und Ausbildungsan-
gebote, kulturelles Angebot, intakte
Umwelt, Lebensqualität, 'ansprechendes'
städtebauliches Gesamtbild und Lebens-
haltungskosten werden im Leitbild als
solche aufgeführt. 

Bedauert wird, dass es aufgrund der
schlechten Haushaltslage leider nicht
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II.1 Erhöhung der Einwohnerzahl 
Gewollt ist nur der Zuzug, respektive
Nicht-Wegzug, von sogenannten 'High
Potentials', also vor allem von jungen,
hochqualifizierten Arbeitskräften, Azubis
oder Studierenden aus dem In- und
Ausland. Für diese solle dann auch
Familien- oder Wohnungsbaupolitik
gemacht werden, für alle anderen nicht
oder nur soweit dies zur sozialen
Befriedung notwendig erscheint. Be-
sonders deutlich wird das im Abschnitt
Zuwanderung, wo die Eindämmung der

Aufnahme von Kriegs- und Krisen-
flüchtlingen und die zunehmende Ab-
schiebung von Asylbewerbern gefordert
wird. Gleichzeitig sorgt der Senat für
mehr Flüchtlinge und Asylbewerber,
indem sich Hamburg international im
"Wettbewerb um exzellente Köpfe" (S. 48)
behaupten soll und so zur Verschlech-
terung der Situation benachteiligter
Regionen beiträgt. Kurz: Gut verwertbare
sogenannte human ressources, also
Menschenmaterial: Ja. Alle anderen:
Weg damit.
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möglich sei, die Besteuerung der Unterneh-
mensaktivitäten weiter zu senken. Jedoch
müsse man auf EU-Ebene gegen den
Einsatz 'illegitimer' steuerpolitischer Mittel
durch die Benelux-Staaten vorgehen und
selbst die legalen Mittel - am Rande der
Übervorteilung von Wirtschaftsinteressen
durch staatliche Zusicherungen und Sub-
ventionierung - voll ausschöpfen.

Bedürfnisse der Gesamtbevölkerung, die
sich nicht in der Selbstoptimierung für
den Arbeitsmarkt und darauf gründen-
dem bescheidenen Wohlstand erschöp-
fen, werden von diesem Senat program-
matisch missachtet, ihre Verwirklichung
aggressiv bekämpft: So schweigt sich der
Senat im "Leitbild" letztlich über die
Befriedigung der Bedürfnisse und Inter-
essen älterer Menschen aus; werden so-
zial Schwache und gesellschaftlich Diskri-
minierte als mittelfristig aus Hamburg zu
beseitigende Objekte politischen Han-
delns betrachtet. Das Leben in den
Quartieren, Stadtteilkultur und die Erfor-

dernisse der Integration von Einwande-
rern werden ausschließlich unter Verwer-
tungsgesichtspunkten behandelt und
bleiben weitgehend unberücksichtigt. Im
Bereich der Medizin werden Entwick-
lungserfordernisse - beispielsweise auf-
grund der demografischen Entwicklung -
vernachlässigt. Wissenschaftliche Ent-
wicklung, die den Menschen und die Ver-
besserung der Lebensbedingungen aller
in den Mittelpunkt stellt, soll Forschung
und Lehre weichen, die wirtschaftlichen
Profit- und Verwertungsinteressen dient.
Kultur und Geschichtserforschung wie -
pflege in den zahlreichen öffentlich
geförderten oder öffentlichen Einrich-
tungen soll der verwertungskonformen
Hegemonieabsicherung dienen, nicht
der kritisch-demokratischen Weltaneig-
nung aller. Damit sind nur einige 'blinde
Flecke' genannt. Sie sind nicht Ergebnis
behördlicher Nachlässigkeit, sondern
notwendige Folge der neoliberalen
Verwertungs-Doktrin des Rechtssenats:
Standort, Standort über alles.
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II. Wem nützt es und wem schadet es? 
Die folgende Schaden-Nutzen-Analyse ist in ihrer Struktur an den in Teil II des "Leitbild:
Metropole Hamburg - Wachsende Stadt" formulierten Entwicklungszielen orientiert.



II.2 Wirtschafts- und
Beschäftigungswachstum
Die Wirtschaftsstruktur, und damit alle
Infrastruktur- und Rahmenbedingungen
(also alle Bildungseinrichtungen, Ver-
kehrswege, die 'Anwerbung' von Zuwan-
derern etc.) seien auf sogenannte Cluster
auszurichten. "Cluster sind regionale An-
sammlungen von Unternehmen und Insti-
tutionen (z.B. Forschungs- und Bildungs-
einrichtungen) in einer Branche, die mit-
einander kooperieren. Cluster dienen
dem Aufbau von Standort- und Wettbe-
werbsvorteilen durch höhere Produktivi-
tät, der Schaffung eines Innovations-
sprungs und der vermehrten Gründung
neuer Unternehmen." (S. 20) Und: "Zu
den vom Senat identifizierten sechs
Wirtschaftsschwerpunkten (oder Clustern)
zählen Lebenswissenschaften [...], Nano-
technologie, IT/Medien, Luftfahrt, Hafen/
Logistik und Welthandel/China." (Aus
dem Bericht der 'Expertenkommission' zur
"Strukturreform für Hamburgs Hochschu-
len", S. 41) Dies sind genau diejenigen
Bereiche, auf die sich fast jeder 'Wirt-
schaftsstandort' der Republik konzentriert
- survival of the fittest 'Standort'. Diese
weitestmögliche Ausrichtung aller Rah-
menbedingungen auf die aussichtsreich-
sten Wettbewerbsfelder der Privatwirt-
schaft bedeutet eine Zuspitzung der
Ausbeutung, da durch die Clusterorien-
tierung ganze Bereiche, die weniger
lukrativ, aber gesellschaftlich notwendig
sind, programmatisch ausgeblendet wer-
den sollen.

Für diese Wirtschaftspolitik ist die Bevöl-
kerungsstrukturpolitik ein wesentliches
Mittel. Denn: "Die Einkommens- und
Beschäftigungschancen einer Region sind
im hohem Maße von der Humankapital-
ausstattung abhängig. Die Akkumulation

von Humankapital wird zunehmend zu
einem treibenden Faktor des wirtschaftli-
chen Wachstums." (S. 20) Vordergründig
beschreibt dies schlicht die Notwendig-
keit immer höherer Qualifizierung von
immer mehr Menschen angesichts höher
entwickelter Produktionserfordernisse.
Letztlich ist das Ziel aber, die Ausbeut-
barkeit durch Höherqualifikation zu stei-
gern, ohne dabei gleichzeitig die Fähig-
keit zur selbstbewussten Lebensgestal-
tung zu erhöhen. Wesentliches strategi-
sches Element zur Durchsetzung dieser
Orientierung soll die vollständige Neu-
strukturierung der Hamburger Hochschu-
len sein, die einerseits ein auf die Cluster
abgestimmtes Sortiment an willigen,
wissenschaftlich qualifizierten Facharbei-
tern anbieten sollen und gleichzeitig mit
ihren Forschungsleistungen in den Berei-
chen der Cluster als staatliche Dienst-
leister und Schrittmacher fungieren soll-
len, wo kommerzielle Forschung noch
nicht unmittelbar rentabel ist. Der
Rechtssenat stellt sich die ständige
Ausweitung und Optimierung der arbei-
tenden Masse zur Verwertung vor. So sind
"die Aus- und Weiterbildungsstruktur ent-
sprechend der konkreten Bedarfe der
Betriebe weiter auszubauen. [...] Um
Vorreiter zu werden, gilt es 'Lebenslanges
Lernen' frühzeitig als Leitbild bei Ar-
beitskräften und Unternehmen zu veran-
kern und Instrumente zur Früherkennung
von Qualifikationsbedarfen zu entwik-
keln. Zugleich ist es notwendig, die guten
Qualifikationspotentiale von Frauen
besser zu nutzen." (S. 20) Qualifizierung
spiele eine Vorreiterrolle als "strategi-
sches, strukturpolitisches Handlungsfeld"
(S. 21) zur Profitmaximierung in der gan-
zen Stadt und sei selbst "Wachstums-
feld[er] par exellance", (S. 21) nicht
jedoch Mittel, kritische Handlungsfähig-
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keit für individuelle Entfaltung und allge-
meine Nützlichkeit zu erlangen.

Zur Arbeitsmarktpolitik heißt es:
"Unzureichendes Arbeitsplatzangebot,
hohe Arbeitslosigkeit und die für das Ziel
der wachsenden Stadt notwendige mass-
sive Zuwanderung sind die Herausforde-
rungen, auf die eine arbeitsmarktpoliti-
sche Strategie eine Antwort finden muss."
(S. 23) Diese Antwort wird im Leitbild nur
unter der Prämisse gegeben, dass ten-
denziell kein soziales Problem gelöst,
jedoch mehrheitlich die 'Problemfälle' auf
Kosten anderer Regionen aus der Stadt
und dem städtischen Alltag verdrängt
werden: Sie sollen andere Staatssäckel
belasten.

II.3 Wohnbau- und
Gewerbeflächen
Hamburg soll zwar als "grüne Metropole"
erhalten bleiben, trotzdem ist "Flä-
chenrecycling" (S. 17) angesagt. Dafür
sollen Kleingärten und Brachflächen,
aber auch die landwirtschaftlichen
Flächen im Süden für Mittelstandswohn-
förderung und Gewerbeflächen genutzt
werden. 'Nachhaltigkeit' wird dabei zwar
betont, jedoch wird auch jedes mal her-
vorgehoben, dass die wirtschaftlichen
Interessen Vorrang haben. Dazu zählt
auch, dass die Abwanderung von 'High
Potentials' ins Hamburger Umland
gestoppt werden soll. Dies ist auch die
Zielgruppe bei der Neu-Erschließung
bestehenden Wohnraums - die Privatisie-
rung von SAGA-Wohnungen und miett-

treibende Sanierung älterer Stadtzüge
sind schon jetzt als Folgen dessen zu
beobachten. Sozial Schwache werden
gerade über diese Wohnraumpolitik aus
der Stadt gedrängt. Diese auch unter
dem Begriff 'Gentrification' diskutierte
und auch in Hamburg schon länger zu
beobachtende Tendenz zum flächende-
ckenden Phänomen werden zu lassen, ist
bewusste Zielsetzung der neuen
Senatspolitik. 

II.4 Kultur, Tourismus, Städtebau
Kultur bestehe aus "städtebaulichen und
architektonischen Projekten, kulturellen
Veranstaltungen, Events, Festspiele[n],
um Hamburgs Strahlkraft ausbauen zu
können und die Unverwechselbarkeit des
Standortes zu einem internationalen
Markenzeichen entwickeln zu können.
[...] Insbesondere Sportveranstaltungen
und Kulturereignisse sind eng mit dem
Standortmarketing und der Tourismus-
förderung verbunden." (S. 23) Kultur soll
die wachsenden Widersprüche kompen-
sieren und Akzeptanz für die Ideologie
organisieren, Ausbeutung, Konkurrenz
und Ungleichheit seien natürlich. Weiter-
hin soll sie unmittelbar Profit abwerfen
und als Marketing dazu dienen, Touristen
sowie insbesondere Investoren und 'High
Potentials' anzulocken.
Eine emanzipatorische Kultur, die die
wachsenden Widersprüche reflektiert, um
auf ihre Überwindung hin handlungsfä-
hig zu machen, steht der Profitreali-
sierung entgegen. Sie ist ein Angriff auf
die Senatspolitik.

Wachsender Widerstand
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III.1 Wirtschaft: 
Survival of the fittest 'Standort' -
survival of the profit
Der Hamburger Rechtssenat will den Er-
halt und die Ausweitung der Profite im
Interesse der Kapitaleigener gegen die
Bevölkerung Hamburgs und anderer
Regionen durchsetzen. Bei der planmäßi-
gen Unterwerfung aller Bereiche gesell-
schaftlichen Lebens unter die Verwer-
tungslogik setzt der Senat auf staatsdiri-
gistische Elemente, die eine Art 'rechter
Nachhaltigkeit' ermöglichen sollen: Rah-
menbedingungen, derer die Privatwirt-
schaft bedarf, die aber der Markt selbst
nicht hervorbringen kann, sollen dirigis-
tisch durchgesetzt werden.
Diese vollständige Zurichtung auf kapita-
listische Verwertungsinteressen ist die
notwendige Antwort der Kapitalseite dar-
auf, dass die bisherigen Profitraten unter
den Bedingungen des sozialstaatlichen
Kompromisses der 'Sozialen Marktwirt-
schaft' nicht mehr gewährleistet werden
können. 

Diese aktuelle Krise lässt sich nur über
ihre historische Herleitung verstehen: Aus
der Erfahrung des Faschismus, der in
ungefesselter Brutalität auf die Profitstei-
gerung auf Kosten von Produktivität,
Lebensbedingungen und dann auch des
Lebens selbst zielte, wurden weitreichen-
de Lehren gezogen, die nach 1945 weit
bis in das bürgerliche Lager, bis in die
Wählerschaft der CDU hinein, geteilt
wurden. Kommunisten, Sozialisten, Sozi-
aldemokraten und bürgerliche Humanis-

ten kämpften gegen die Unterwerfung
des Menschen durch den Menschen.
Insbesondere für die Vergesellschaftung
der Schlüsselindustrien und die Zerschla-
gung der Monopole als wichtigem
Schritt, die Grundlagen von Faschismus
und Krieg zu bekämpfen, wurde in Ost-
und Westdeutschland gestritten.

Dieser Schritt gelang in Ostdeutschland,
wurde jedoch in Westdeutschland unter
der Besatzung der westlichen Alliierten
mit Beginn der kapitalistischen Restaura-
tion und unter Beförderung wirtschaft-
licher und nationalistischer Eliten weitge-
hend verhindert. Die 'Soziale Marktwirt-
schaft' wurde als Kompromiss gegen die
weitreichenden Reformbestrebungen eta-
bliert, um angesichts der Lehren aus
Faschismus und Krieg und der System-
konkurrenz mit der Sowjetunion durch
soziale Zugeständnisse die Umwälzung
der Grundverhältnisse zu verhindern,
also das Privateigentum an Produktions-
mittel zu schützen.
Indem für alle Menschen im Rahmen die-
ses Kompromisses durch Wiederaufbau,
die errungenen sozialen Absicherungen
und höheren Einkommen ein höherer
Lebensstandard entwickelt wurde, stiegen
auch Nachfrage und Profitmöglichkeiten
rapide an. Auf dieser Basis konnten fort-
schrittliche Kräfte in den 1970ern einige
weitreichende Reformen zur Verfügungs-
erweiterung der gesellschaftlichen Mehr-
heit erkämpfen, wie z.B. die demokrati-
sche Massenuniversität, deutlich verbess-
serte Sozialversicherung, Ausbau öffent-
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III. Konkrete Planungen für einzelne Politikbereiche 
Aus den Entwicklungszielen des "Leitbild: Metropole Hamburg - Wachsende Stadt" wer-
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licher Gesundheitsversorgung, die Bil-
dungsexpansion und Demokratisierung-
en. Auch diese Reformen hatten das
Potential, die Besitzverhältnisse umzuwäl-
zen. Um angesichts nahezu erreichter
Vollbeschäftigung gesellschaftliche Regu-
lierung des Verhältnisses von Wachstum
und Reallöhnen aufrecht zu erhalten,
hätte jedoch die Unternehmerseite bei
der Festlegung der Preise eingeschränkt
werden müssen, da ansonsten mittels
Preissteigerung die Lohnszuwächse unter-
graben werden konnten. In dieser Situati-
on entschied sich die reformistische Linke
aber dafür, statt die notwendigen näch-
sten Reformschritte in Angriff zu nehmen,
die bereits erreichten Errungenschaften
zu verwalten und so gesellschaftliche
Stagnation in Kauf zu nehmen.

So konnte die Kapitalseite Anfang der
80er Jahre eine Wende der politische
Hegemonie erreichen, die versprach,
dass es allen besser ginge, wenn es 'der
Wirtschaft' gut ginge, also das Kapital
Profite mache.
Die politisch durch Deregulierung inter-
nationaler Kapitalflüsse eingeleitete und
darüber hinaus forcierte wirtschaftliche
Globalisierung wurde und wird von den
politischen Zuarbeitern internationaler
Anleger betrieben, um den sozialstaat-
lichen Kompromiss durch internationalen
Konkurrenzdruck außer Kraft zu setzen,
und so die Profitsteigerung auf Kosten
des einzigen variablen Faktors zu reali-
sieren: auf Kosten der Arbeit. Die sozial-
staatlichen Absicherungen wurden dafür
ausgehöhlt.
Da die relativ sinkenden Reallöhne die
Nachfrage und damit auch die Produkti-
on verringern, wird die Steigerung des
Profits nur bei gleichzeitiger, mittels Kon-
kurrenz und Brutalisierung durchgesetz-

ter, weiterer Verringerung der Arbeits-
kosten, also weiterer Senkung der
Reallöhne möglich. Dies ist kein konjunk-
turelles Problem, sondern eine Abwärts-
spirale aus sinkender Produktion und
sinkender Nachfrage, die durch die
Umverteilung von Arm zu Reich
beschleunigt wird und vom Kapital und
seinen Lobbyisten politisch, kulturell und
repressiv befördert wird. 
Privatisierung öffentlicher Einrichtungen,
Sozial- und Bildungsabbau, Entdemokra-
tisierung und kulturelle Verdummung,
Zwangsbeschäftigung und Abschiebung
sind daher notwendige Bestandteile der
vom Rechtssenat betriebenen und von
den Unternehmensverbänden gestützten
Politik zur Mehrung des Profits. 
Die Antwort auf die Krise der 'Sozialen
Marktwirtschaft' kann nicht die Vertei-
digung eines historischen Status quo
sein. Zur 'Sozialen Marktwirtschaft' zurück
zu wollen, ist kleinmütig, rückwärtsge-
wandt und utopisch zugleich: Vielmehr
steht die Umkehr der jetzigen
Entwicklung durch die umfassende
Realisierung der Lehren aus Faschismus
und Krieg heute weiterhin an. Um aus
Entwürdigung und Verfügungslosigkeit
herauszutreten, muss mit der strategi-
schen Zielsetzung umfassender
Vergesellschaftung für bedarfsdeckende
öffentliche Finanzierung gesellschaft-
licher Aufgaben wie Bildung und
Gesundheit, für Vollbeschäftigung und
den Erhalt und Ausbau sozialer
Sicherungssysteme sowie demokratischer
Verfügung über Bildung und Kultur, für
offene Grenzen für alle Menschen und
für die Vergesellschaftung von
Großbanken und -konzernen als weg-
weisende Erfordernisse einer fortschritt-
lichen gesellschaftlichen Entwicklung
gestritten werden.
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III.1.0 Privatisierung,
Kommerzialisierung und
Entdemokratisierung
Der Senat kündigt in seinem Leitbild an,
was er in seiner politischen Praxis bereits
umsetzt: Den unhaltbar gewordenen
Kompromiss zugunsten der Profitsteige-
rung aufzulösen. In dem Senatskonzept
werden die Einzelpläne für die neolibera-
le Umgestaltung der Gesellschaft zu-
sammengefasst und miteinander strate-
gisch verknüpft.

Alle öffentlichen Institutionen sollen auf
das Ziel ausgerichtet werden, den Unter-
nehmensstandort Hamburg durch besse-
ren Zugang zu allen wichtigen Ressour-
cen attraktiver zu machen. Den Unter-
nehmen soll ein Höchstmaß an Profitabi-
lität der Produktionsfaktoren geboten
werden, damit sie den Renditevorgaben
der Finanzkapitalanleger entsprechen
können. Die solidarische Sicherung des
Lebensstandards ist dafür hinderlich; Risi-
ko und Kosten der Wiederherstellung der
Arbeitsfähigkeit sollen von jedem indivi-
duell getragen werden (ob es um Woh-
nen, Bildung oder Gesundheit geht) wäh-
rend der Wert, den die Arbeit des Einzel-
nen über die durchschnittlichen Kosten
seiner Reproduktion hinaus hervorbringt,
von den Kapitalanlegern abgeschöpft
werden soll. Besonders angegriffen ist
daraufhin solche soziale Absicherung, die
nicht der Wiederherstellung ausbeutba-
rer Arbeitsfähigkeit dient, wie z.B im Falle
von chronischer Krankheit und im Alter.

Die öffentliche Infrastruktur - von Straßen
über Krankenhäuser bis zu Schulen - soll
zur Steigerung der Attraktivität des
Standortes für Unternehmen in den
Dienst genommen werden. Durch Privati-
sierung zu Schleuderpreisen kann die

Stadt den Konzernen in relativ kurzer Zeit
eine Infrastruktur zur Verfügung stellen,
die sie flexibel auf ihre Bedürfnisse abge-
stimmt organisieren können. Die anste-
henden Richtungsentscheidungen sollen
in privatwirtschaftlichem Interesse gefällt
werden. Die öffentliche Infrastruktur und
die teilweise demokratische Verfügung
über sie wurden hart erkämpft. Der An-
griff des Rechtssenates auf diese Errun-
genschaften verdeutlicht, dass ihr Erhalt,
Ausbau und weitergehende Demokrati-
sierung bereits an den Grundverhältnis-
sen rüttelt, und daher in der Auseinan-
dersetzung um die Vergesellschaftung
der Produktionsmittel und damit um die
Verfügung über die eigenen Lebens-
bedingungen, strategische Bedeutung
hat. Von links ist daher kein Kompromiss
mit der Senatspolitik zu formulieren.

Im Folgenden wird an beispielhaften Pri-
vatisierungs- und Kommerzialisierungs-
vorhaben des Senates im Rahmen der
Cluster-Orientierung der Bedarf der
Profitwirtschaft kenntlich gemacht. Die
Cluster-Orientierung ist ein umfassendes
Projekt zur Kommerzialisierung der ge-
samten Stadt. Neben den industriellen
Clustern "Nano- und optische Technolo-
gien" und "Luftfahrtindustrie" sowie dem
traditionellen Hamburger Schwerpunkt
auf "Hafen und Logistik" sollen auch die
Cluster "IT und Medien", "Welthan-
del/China" und "Life Science" Wachs-
tumschancen ausschöpfen. Die Stadt soll
als Dienstleister auch die Menschen und
ihre Lebensbedingungen als Infrastruktur
für die Unternehmen eines Clusters zur
Verfügung stellen. Im geplanten "One-
stop-shop" (S. 45) sollen Anlegern und
Unternehmensleitungen alle Infrastruk-
turbedingungen auf einen Schlag bereit-
gestellt oder gegebenenfalls erst ge-
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schaffen werden. Die Wirtschaft soll nicht
den Menschen dienen, sie soll sich nicht
einmal mehr mit ihnen auseinanderset-
zen müssen: Die gesamte Stadt soll nur
noch Material sein.

III.1.1 Cluster : "Life Science"
Die Dimension der Entdemokratisierung,
die zur Profitorientierung notwendig ist,
wird am Vorhaben deutlich, den
Landesbetrieb Krankenhäuser (LBK) zu
verkaufen. 
Der LBK sichert als größter staatlicher
Krankenhauskomplex Europas die medi-
zinische Versorgung der Hamburger
Bevölkerung und des Umlandes. Er bietet
beste Voraussetzungen, den Kranken-
hausbetrieb als gemeinwohlorientierten
öffentlichen Betrieb auszubauen, indem
mittels massiver staatlicher Investitionen
bedürfnisorientierte Gesundheitsversor-
gung praktiziert und durch die enge
Verzahnung mit innovativer Forschung
und der praktischen Anwendung neuer
Produkte und Verfahren weiterentwickelt
wird, wobei sinnvolle Arbeitsplätze und
damit Nachfrage und soziale Sicherheit
geschaffen werden.
Das hohe Potential des LBK charakteri-
siert der Senat ausschließlich im Zusam-
menhang mit der Clusterorientierung, in
der die Gesundheitsversorgung zusamm-
men mit den Bereichen Biotechnologie,
Medizintechnik und Pharma den "Kompe-
tenz-Cluster Life Science" im Konzept der
Wachsenden Stadt bildet. So soll nicht
die Versorgung der Bevölkerung mit
hochwertigen medizinischen Dienstleis-
tungen im Mittelpunkt der Wachstums-
und Beschäftigungsstrategie stehen, son-
dern größtmögliche Rendite privat zu
investierenden Kapitals. "Das hervorra-
gende Angebot gerade an hochspeziali-
sierten klinischen Versorgungsleistungen

ist auch international von hohem Anse-
hen. Es unterstreicht Hamburgs Bedeu-
tung als Gesundheitsstandort und wird
vor dem Hintergrund des freien Dienst-
leistungsverkehrs der EU zunehmend an
Bedeutung gewinnen." (S. 31 f) Eine adä-
quate Gesundheitsversorgung richtet
sich nach dieser Orientierung nicht mehr
am Wohle aller Menschen aus, vielmehr
sei durch Kostensenkung und Spezialisie-
rung zu Lasten der medizinischen Versor-
gung eine Erhöhung der Gewinne anzu-
streben. Dabei betreffen Kostensenkun-
gen gerade auch die Personalkosten, so
dass auch mit der Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen und einem Verlust
von Arbeitsplätzen zu rechnen wäre, der
sich nicht nur auf die Versorgungsleistun-
gen negativ auswirken würde.

Eine am Wohle des Menschen orientierte
Gesundheitsversorgung kann und darf
nicht im ökonomischen Sinne effizient,
also kostenminimierend und gewinnma-
ximierend sein. Jedwedes Einfließen öko-
nomischer Kriterien in den Bereich der
Gesundheitsversorgung bedeutet eine
Bewertung menschlichen Lebens und
letztlich eine Unterteilung in finanzierba-
res und nicht finanzierbares, also lebens-
wertes und nicht lebenswertes Leben.

III.1.2 Cluster : "IT/Medien"
Der Stadtteil St. Pauli soll mitsamt der
Menschen systematischer Kommerziali-
sierung zum Opfer fallen. Der Stadtteil
hat eine lange Tradition der Toleranz und
Akzeptanz fremder, neuer oder anderswo
unerwünschter und nicht geduldeter
Menschen und Kulturen. Hier war man-
ches schon möglich, als es im Rest Ham-
burgs und Deutschlands noch undenkbar
war. Hier haben frühe Heroen der Ju-
gendkultur ihre ersten Erfolge und Exzes-
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se gefeiert. St. Pauli ist bis heute ein Ort
musikalischer und künstlerischer Kreativi-
tät, die häufig auch ein Teil des Kampfes
der Bewohnerinnen und Bewohner des
Viertels um soziale Verbesserungen ist.
Diesen "weichen Standortfaktor" (S. 64)
will der Senat in Wert setzen. "Im Zuge
konkreter Immobilienvorhaben am
Zirkusweg, Spielbudenplatz und Nobistor
soll das Musik- und Entertainmentzentrum
St. Pauli ausgebaut werden" (S. 37). Dies
steht nicht in einem Kapitel über die
Förderung des kulturellen Lebens in den
Stadtteilen, sondern im Abschnitt "Me-
dienwirtschaft". Das Ziel ist klar: "Vor die-
sem Hintergrund können die Wachstums-
chancen des Mediensektors bei Umsatz
und Beschäftigung nur realisiert werden,
wenn die unbestreitbaren Standortvorzü-
ge Hamburgs stärker betont und ausge-
baut werden" (S. 36). Ein Stadtteil soll zur
Kulisse degradiert, die Bewohnerinnen
und Bewohner als Hintergrundmaterial
zur Darstellung pseudokreativen Elends
missbraucht werden. Das wäre neolibe-
rale Stadtteilentwicklung 'vom Feinsten'.

III.1.3 Cluster :
"Welthandel/China"
Der Cluster "Welthandel/China" gewährt
einen besonderen Einblick in die interna-
tionale Reichweite der angestrebten öko-
nomischen Durchdringung der Stadt. Der
Begriff 'China' scheint für die Hoffnung zu
stehen, von den erwarteten Zuwächsen
des Welthandels überdurchschnittlich
profitieren zu können. Der koloniale
Begriff "Greater China" (S. 44), meint die
Volksrepublik China, Taiwan und Hong-
kong. Dies sei der Markt der Zukunft, der
ein überdurchschnittliches Wirtschafts-
wachstum verspreche. Dabei soll ver-
schwiegen werden, dass dieses "Greater
China" eine Region mit extremen sozia-

len, ökonomischen und militärischen
Spannungen ist. Die Partnerstadt Shang-
hai bei der Bewältigung der enormen
Probleme zu unterstützen, die durch die
brutale Modernisierungsstrategie der chi-
nesischen Administration hervorgerufen
werden, und bei der Entwicklung tragfä-
higer Modelle urbanen Lebens im neuen
Jahrtausend zu kooperieren, dies müsste
der Anspruch von Chinapolitik sein.
Stattdessen soll mit dem Vorhaben, aus
China, d.h. den dort lebenden Men-
schen, Gewinne zu beziehen, die Ver-
schärfung der Konflikte in Kauf genomm-
men werden. Neben den kolonial anmu-
tenden Markteroberungsstrategien wird
eine Form der Selbstkolonialisierung
Chinas durch die Bindung chinesischer
Eliten angestrebt: "Die Clusterverwurze-
lung kann über die Ausbildung von chine-
sischen Studenten an Hamburger Hoch-
schulen und Privatuniversitäten gefestigt
werden (auch im Rahmen von Austausch-
programmen z.B. zwischen Hamburg und
Shanghai). Über den universitären
Bildungsbereich hinaus ist außerdem ein
bilingualer Zweig / 'Chinesische Schule'
zu prüfen, Aller auch eine Ausdehnung
auf den Grundschulbereich" (S. 44).
Durch die Etablierung eigener Grund-
schulen und damit einer frühestmögli-
chen Ausbildung von 'High Potentials' für
die "Brücke nach China" (S. 44) soll das
Clustermanagement seinen Höhepunkt
erreichen: Die Stadt als Infrastruktur für
den "europäischen Brückenkopf für und
nach China" (S. 44). 

III.1.4 Fazit
Der Senat befördert Entfremdung,
Ausbeutung und die gesamtwirtschafli-
che Abwärtsspirale, um die Mehrheit der
Menschen zu Material und Werkzeug der
Profitinteressen weniger zu machen. Die
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Alternative dazu ist die bewußte, koope-
rative Planung und Entwicklung gesell-
schaftlicher Produktion auch im interna-
tionalen Maßstab zur Überwindung der
Unmündigkeit der Menschen gegenüber
den scheinbar naturgewaltigen wirtschaft-
lichen 'Sachzwängen'. Dafür muss in und
mit fortschrittlichen Parteien, Gewerk-
schaften, sozialen und antifaschistischen
Bündnissen sowie der Friedensbewegung
in allen gesellschaftlichen Konflikten, z.B.
in Bildungsinstitutionen und am Arbeits-
platz gekämpft werden. Die beiden fol-
genden Abschnitte zeigen exemplarisch
auf, welchen hegemoniepolitischen
Aufwand der Senat betreibt, um zu errei-
chen, dass Konkurrenz und interessenge-
leitete 'Sachzwänge' für natürlich gehal-
ten werden, also die Ausbeutbarkeit des
"Humankapitals" (S. 20) zu steigern

III.2 Bildung
Der Rechtssenat bezieht für die Unterwer-
fung aller unter die kapitalistische Aus-
beutung Position: Nach Auffassung des
Rechtssenats im "Leitbild: Metropole
Hamburg - Wachsende Stadt" "werden
die Bereiche 'Aus- und Weiterbildung'
sowie 'Forschung und Entwicklung' zu
strategischen, strukturpolitischen Hand-
lungsfeldern und zugleich zu Wachstums-
feldern par excellence." Hier kommt zum
Ausdruck, dass Bildung zur Grundlage
der weiteren Entwicklung der Produktiv-
kräfte wird. Größere Eigentätigkeit, steu-
erndes, planendes und regulierendes
Eingreifen in den Produktionsprozess auf
Grundlage von Wissen, Erfahrungen und
Erkenntnis werden für weitere Produktivi-
tätssteigerungen zunehmend notwendig.
Wer so handeln soll, muss jedoch selbst
kritisch bewerten, vernünftig planen, be-
wusst gestalten. Damit steht die Kapital-
seite vor einem unauflöslichen Wider-

spruch: In der notwendig vertieften Ein-
sicht in Gesellschaft, Produktionsprozess
und Profitmechanismen ist die Möglich-
keit angelegt, dass alle Menschen ko-
operativ weitgehend über den gesell-
schaftlichen und damit individuellen Nut-
zen ihrer eigenen Tätigkeit verfügen.
Dennoch sollen die Menschen in ihrer
Tätigkeit von der gesellschaftlichen Pla-
nung und Realisierung ihrer Bedürfnisbe-
friedigung ausgeschlossen sein und sich
in ihrer Tätigkeit der Steigerung des
Profites unterordnen. Die Bildungspolitik
steht also vor der Alternative, bei not-
wendiger Bildungsexpansion entweder
die Emanzipation oder die Unterwerfung
der Menschen zu befördern, und ist dem-
entsprechend hart umkämpft.

Weiter heißt es in der "Wachsenden
Stadt": "Die Einkommens- und Beschäfti-
gungschancen einer Region sind in ho-
hem Maße von der Humankapitalausstat-
tung abhängig. Die Akkumulation von
Humankapital wird zunehmend zu einem
treibenden Faktor des wirtschaftlichen
Wachstums. [...] Gleichzeitig wird die
Markt- und Exportfähigkeit von Ausbil-
dungsdienstleistungen zunehmen. Ent-
wicklungschancen bestehen vor allem in
jenen Bereichen der Aus- und Weiterbil-
dung, die den vorhandenen bzw. entwick-
lungsfähigen Stärken der Hamburger
Wirtschaftsstruktur entsprechen. Es gilt,
Synergieeffekte zwischen 'Aus- und Wei-
terbildung' einerseits und 'Produktion' an-
dererseits zu nutzen. In diesem Zusam-
menhang - besonders verstärkt durch die
Globalisierung und den Wandel von der
Industrie- zur Wissensgesellschaft -
kommt den Hochschulen eine zentrale
Bedeutung bei der Sicherung der Zu-
kunftsfähigkeit des Standortes zu." (S. 21)
Sehr unverblümt wird hier die bildungs-
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politische Grundorientierung deutlich:
Bildung und Wissenschaft sollen durch ih-
re Institutionen und die in ihr Tätigen da-
zu beitragen, dass das Interesse von Groß-
unternehmen und Banken an höchst-
möglichen Profiten in der internationalen
Konkurrenz realisiert werden kann. 

Um den 'Standort Hamburg' je nach Ar-
beitsmarktlage mit hochqualifizierten und
sich dennoch den an sie gerichteten Ver-
wertungsanforderungen unterwerfenden
Facharbeitern zu versorgen, beabsichtigt
der Rechtssenat den Erwerb von Bildung
auf allen Ebenen umfassend marktförmig
und konkurrenzhaft zu organisieren.
Anstatt kooperativ um Einsicht zu ringen,
soll der Mensch individualisiert durch
Versuch und Irrtum, d.h. durch Beloh-
nung und Strafe also durch Dressur ler-
nen. Dadurch soll gewährleistet werden,
"Wissen zur aktiven Gestaltung der
Gesellschaft nicht zu erwerben (das heißt
unpolitisch zu sein), statt dessen aber den
gesellschaftlichen Prozeß als extern, als
unbeeinflußbar zu verstehen und sich ihm
zu unterwerfen." (Schui, Blankenburg,
etc.: Wollt ihr den totalen Markt?, Mün-
chen 1997) Privatisierung, Kommerziali-
sierung und Entdemokratisierung der
Bildungsinstitutionen und des Bildungs-
erwerbs sollen die Konkurrenzbedingun-
gen verschärfen um die gewünschte Un-
terordnung zu erlangen. Bildung und
Wissenschaft sollen hier vollständig zur
Ware degradiert werden: Bildung erhöhe
den Wert von "Humankapital", das sich
durch die jeweilige Qualifikation besser
am Arbeitsmarkt verkaufen könne und
den Wirtschaftsstandort stärke. Lernende
seien Kunden, die beim Dienstleistungs-
anbieter (ob Kindergarten, Schule oder
Hochschule) als Nachfrager aufträten. In
diesem Sinne soll der Bravheitsdruck

durch Verschärfung der sozialen Un-
gleichheit (Aufhebung der Lehrmittelfrei-
heit, Einführung von Studiengebühren)
zusätzliche Selektion (Zulassungsverfah-
ren) und repressive Elemente (Kopfnoten)
abgesichert werden. Die verwertungsop-
timierte Qualifizierung vor Ort soll er-
gänzt werden durch die Abwerbung aus-
ländischer Eliten, z.B. durch die "Schaf-
fung von Auslandsagenturen der Arbeits-
verwaltung (wie in den 60er Jahren) [Ehr-
lich, das steht da!]" (S. 52), selbstver-
ständlich ohne Rücksicht auf die Entwick-
lungsperspektiven der betroffenen
Regionen.

Indem die Bildungsinstitutionen die Re-
flektion der Tätigkeit ihrer Mitglieder im
gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang
ermöglichen, können sie stattdessen zum
Ort der kollektiven Aneignung eines kriti-
schen Verständnisses von Ausbeutungs-
mechanismen und Entfremdung hin auf
deren solidarische Überwindung werden.
Dafür wurden in den 1970er Jahren
Stadtteilbibliotheken und Einrichtungen
der Geschichts- und Friedensforschung,
ebenso wie die demokratischen Gremien
und politischen Interessenvertretungen
von der Schule bis zur Hochschule sowie
soziale Öffnung und BAföG erkämpft.
Diese Ergebnisse der Demokratisierungs-
anstrengungen der 70er Jahre sind be-
sonders gute Voraussetzungen für weiter-
gehende Reformen zur bewussten, soli-
darisch-kooperativen Gestaltung der ge-
sellschaftlichen Prozesse auf Grundlage
demokratischer Verallgemeinerung des
eigenen Interesses durch die Subjekte.
Da der Rechtssenat Ausbeutung und
ungleiche Verteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums aufrechterhalten will,
muss er sich restriktiv gegen dieses
Potential kritischer Aufklärung wenden.
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III.2.1 Schulen
Schulen werden im "Leitbild: Metropole
Hamburg - Wachsende Stadt" äußerst
knapp behandelt. Dies mag daran lie-
gen, dass die reaktionäre 1950er-Jahre
Schulpolitik von Senator Lange nicht in
die neoliberale Linie des Leitbildes passt.
Dennoch wird die Linie an den drei ge-
nannten Funktionen der Schulen deutlich:
Schule als Aufbewahrungsort - der Aus-
bau des Ganztagsschulangebots soll den
berufstätigen Familien "eine wesentlich
größere zeitliche Flexibilität" (S. 55), ganz
im Sinne ihrer Arbeitgeber, ermöglichen.
Schule als Ort des Fremdsprachener-
werbs - Englisch für die Masse, chine-
sisch für die kommende Welthandelselite.
Der "Schulstandort" (S. 55) ist Teil der
Anwerbestrategie für 'High Potentials'.
Schüler als lebendige Subjekte ihrer
Bildung, mit eigenem Interesse am
Verstehen der Welt und sinnvoller
Tätigkeit, an solidarischem Lernen und
demokratischer Mitwirkung an Form und
Inhalt des Lernens, kommen nicht vor.

III.2.2 Berufliche Qualifizierung
Dass im Leitbild zur beruflichen Bildung
noch weniger als zu Schulen steht, kann
einerseits auf ein besonderes Vertrauen
in die Wirksamkeit der Marktbeziehung
zwischen Auszubildenden und Unterneh-
men zurückgeführt werden. Zum anderen
diktiert derzeit die Handelskammer 1:1
die Leitlinien der Senatspolitik auf diesem
Gebiet. 

Explizit im Leitbild benannter und alleini-
ger Maßstab der Ausbildung sind die
"betrieblichen Erfordernisse" (S. 50). Da-
für seien die "Servicefunktionen der Ar-
beitsmarktpolitik zugunsten der Betriebe
auszubauen." (S. 50) Den Betrieben solle
nachfragegenaue "Beschäftigungsfähig-

keit" (S. 51) der Arbeitnehmer durch
Weiterbildung und Umschulung geliefert
werden. Die von der Handelskammer
gewünschte Überführung der Berufsschu-
len in private Trägerschaft unter dem
Einfluss der Wirtschaft ist das bekanntes-
te, wenn auch nicht im Leitbild benannte
Beispiel der Ausbildungspolitik des
Rechtssenats, den Ausbeutungsdruck zu
erhöhen. Die beabsichtigte ökonomische
Zurichtung soll durch dogmatische
Ungleichheitsbehauptungen verschleiert
werden - es gebe Menschen bei denen
ein "berufsspezifisches Fachwissen" voll-
kommen ausreichend sei. Zudem seien
verkürzte Ausbildungszeiten für soge-
nannte lernschwache Jugendliche und
'niedrigschwellige', also mit minderer
Qualifikation und entsprechend niedri-
ger Bezahlung verbundene, Ausbildungs-
plätze eine 'begabungsgerechte Hilfeleis-
tung'. Diese 'Schmalspurausbildung' - so
verspricht der Rechtssenat - sei der Weg,
den Fachkräftemangel zu beseitigen.
Zentrales Element ist hierbei die Modul-
arisierung der beruflichen Bildung. Sie
führt zur Definition arbeitsmarkt-passge-
nauer individueller 'Berufsbilder'. Die
'klassischen' Berufsabschlüsse entfallen
und bestehende Tarifregelungen werden
ausgehebelt. Je nach Nachfrage seitens
der Unternehmen sollen dann - natürlich
selbst finanziert - im Zuge der Weiterbil-
dung weitere erforderliche Module nach-
geholt werden.

Das elitäre und statische Menschenbild
der Rechtssenats wird in seiner Ausbil-
dungspolitik sehr deutlich, in der es allei-
nig darum geht, Menschen für die per-
fekte Beherrschung und Ausführung ganz
spezieller Arbeitsabläufe zu qualifizieren
oder auszuwählen - also ein gut funktio-
nierendes Rädchen im Getriebe zu sein.
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Der Widerspruch, dass die Auszubilden-
den ein Anliegen an der Ausübung einer
sinnvollen beruflichen Tätigkeit, an Ver-
ständnis und Kritik der durch gesell-
schaftlichen und technologischen Wan-
del bedingten Veränderungen der Ar-
beitsprozesse und an Vertretung eigener
und kollektiver Interessen am Arbeitsplatz
und in der Berufsschule haben, weil sie
Verfügung über die eigenen Lebens- und
Arbeitsbedingungen erringen wollen,
wird für den Senat zum Problem.

III.2.3 Hochschulen
Dem "Leitbild: Metropole Hamburg -
Wachsende Stadt" folgend, sei Hoch-
schulentwicklung Motor des Umbaus der
Stadt in Hinblick auf die Bedarfe der stark
wissensbasierten Produktion der Cluster-
Unternehmen durch passgerechte Hö-
herqualifikation des benötigten Personals
und Zulieferung unmittelbar verwer-
tungsrelevanter Forschungsergebnisse. 

Dazu dient die Ausrichtung von For-
schung, Studieninhalten und Studieren-
denzahlen an den Bedarfen der Wirt-
schaftsschwerpunkte. Konkurrenz statt
Kooperation soll wesentlicher Motor der
Hochschulentwicklung werden, globale
wirtschaftliche Vernetzung soll durch An-
werbung ausländischer Eliten ausgebaut
werden, das Studium soll weitgehend auf
die Ausbildung von Facharbeitern redu-
ziert werden, die zu eigenständiger wis-
senschaftlicher Tätigkeit nicht befähigt
sind, kritischer Einfluss der Hochschulmit-
glieder auf Inhalt und Entwicklung der
Hochschulen soll eliminiert werden.

Den Studierenden soll nur ein angepass-
stes, braves und karrierebewusstes
Schmalspurstudium nach jeweiliger Ar-
beitsmarktsituation ermöglicht werden:

Durch Zugangsbeschränkungen, Stu-
dienrestriktionen, Trennung in Masse
(Bachelor) und Elite (Master), erhöhten
Leistungsdruck, Streichung der Subventi-
onen des Studentenwerks, Studiengebüh-
ren und Exmatrikulationsandrohung bei
politischer Unliebsamkeit.
Gegen den Widerstand auf institutionell-
ler Ebene ergreift der Rechtssenat gesetz-
liche (Hochschulmodernisierungsgesetz)
und zu Teilen auch ungesetzliche Maß-
nahmen wie mit den 'Leitlinien für die
Entwicklung der Hamburger Hochschu-
len', um seine brutale Wirtschaftsorientie-
rung zu erzwingen. Dafür soll die
gewerkschaftlich orientierte HWP zerstört
werden und die Universität in konkurrie-
rende Fakultäten mit undemokratischem
Management zerschlagen werden. Dafür
seien potentiell gesellschaftskritische
Fachbereiche (z.B. Soziologie) wenn nicht
gleich zu streichen, so jedoch zu kürzen
und werden dort bereits Berufungen ver-
weigert, während verwertungstaugliche
"Excellenz-Zentren" (S. 66, z.B. Bioinfor-
matik) üppig gefördert werden.

Die Profitorientierung steht der gesell-
schaftlichen Nutzung wissenschaftlicher
Erkenntnisse entgegen. Die neugeschaf-
fene Patentverwertungsagentur behindert
Entwicklung, Produktion und Einsatz wirk-
samer AIDS-Medikamente (Cluster "Life-
Sciences"). Rüstungskonzerne wie EADS
(Cluster "Luftfahrt") und Blohm+Voss
(Cluster "Hafen und Logistik") verdienen
am Krieg und nicht an Friedens- und
Konfliktursachenforschung. Die transna-
tionalen Konzerne (Cluster "Welthandel/
China") profitieren vom bereits eingerich-
teten 'Master of International Taxation',
wo sie ihr Personal zu Experten in Sachen
Steuerflucht weiterbilden lassen, während
die Finanzbehörde sich genau deshalb
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die 9.500(!) Euro Studiengebühren für
ihre Angestellten nicht leisten kann. 

In den Auseinandersetzungen mit dem
Rechtssenat um Hochschulgesetzgebung
und Strukturreformprozess haben die
demokratischen Selbstverwaltungsorgane
und Interessenvertretungen (Akademische
Gremien, Verfasste Studierendenschaft,
Personalräte, Gewerkschaften) ihr verall-
gemeinerbares Interesse an einer Orien-
tierung der Hochschulentwicklung an
gesellschaftlicher Nützlichkeit, dem Bei-
trag der Wissenschaften für "humane, de-
mokratische und gerechte Gesellschafts-
entwicklung" (Grundordnung der Univer-
sität vom 30. Januar 2003) weiterentwi-
ckelt und die Notwendigkeit der "Ausrich-
tung der Hochschulen an der Entfaltung
der einzelnen als gesellschaftliche Sub-
jekte und somit an der Verantwortung, zur
Lösung gesellschaftlicher Probleme bei-
zutragen" (Resolution der Studentischen
Vollversammlung vom 15. Mai 2002) in
eindeutigen Ordnungen und
Resolutionen manifestiert.

III.2.4 Fazit
Bildung und Wissenschaft, können durch
ihr aufklärerisches Wirken wesentlich zur
Verbesserung der Lebensbedingungen
aller Menschen, zur Überwindung von
Krieg, Ausbeutung, Hunger, Armut, Mas-
senarbeitslosigkeit und Umweltzerstörung
und zu friedlicher Konfliktlösung, be-
darfsdeckender Produktion und Vertei-
lung von Gütern, sozialer Gleichheit und
nachhaltiger Ressourcennutzung und -er-
schließung beitragen. Um diese allge-
meine humanistische Nützlichkeit von
Forschung und Lehre zu realisieren, müs-
sen sich die fortschrittlichen Kräfte in Par-
teien, Gewerkschaften und sozialen Be-
wegungen von den Schulen, Berufsschu-

len und Hochschulen aus formieren, um
in kooperativer Praxis und demokrati-
scher Auseinandersetzung die hierfür ak-
tuell notwendigen Reformschritte zu er-
kämpfen. Dies sind die bedarfsgerechte
staatliche Finanzierung, die soziale Öff-
nung und die Demokratisierung der Bil-
dungsinstitutionen sowie die soziale Ab-
sicherung - nicht nur - der Lehrenden und
Lernenden. Dafür lohnt sich der Kampf.

III.3 Kultur, Städtebau und
Tourismus
Die beste Beschreibung des Kulturbe-
griffs dieses Senats findet sich im "Leit-
bild: Metropole Hamburg - Wachsende
Stadt" selbst: "Der Anspruch, niveauvoll
unterhalten zu werden, wächst." (S. 64).
Den 'High Potentials' soll etwas geboten
werden für ihr Geld: Exklusivität, eine
leb- und bezugslose bürgerliche 'Hoch-
kultur' in Theatern, Museen und Opern
für die oberen Zehntausend - dies darf
dann auch subventioniert werden. Zur
Kompensation der zugespitzten Ausbeu-
tung ist für 'die Masse' ein Unterhaltungs-
cocktail mit Glanz, Glamour und Verges-
sen vorgesehen - z.B. in Musicals - effekt-
heischend, ablenkend und ebenso ent-
wicklungslos wie die "niveauvolle Unter-
haltung" derjenigen, die nicht ganz mit
Dr. Horakovas Lieblingen abgespeist
werden können. Damit ist zudem viel
Geld zu verdienen.

Stadtteilkultur dürfe auch sein: Wenn sie
sich der Verschleierung und Milderung
der Symptome der zugespitzten Spaltung
verschreibt, die mit dem Leitbild ange-
strebt ist. "Die Stadtteilkultur sollte mit
neuen Ideen auf die immer aggressivere
Globalisierung reagieren [...]. Um diesen
wichtigen Kulturbereich noch attraktiver
zu gestalten, wird über einen ‚Wettbewerb
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der Stadtteile' nachgedacht" (Dr. Dana
Horakova in einer Presseerklärung zum
Thema "Ein Jahr Kultursenatorin
Horakova"). 

Ein weiterer Schlüsselbegriff für diese
'Handlungsfelder' ist das 'internationale
Standortmarketing'. Dem Zweck, weltweit
die Popularität der Metropole Hamburg
bei den 'Produktiven', 'Kreativen' und Rei-
chen zu steigern, soll die kulturelle Ge-
staltung des Lebens der Hamburgerinnen
und Hamburger dienen. 'Hohe Lebens-
qualität, angenehmes städtebauliches
Ambiente' und "maritimes Flair" (S. 19)
sollen nach Hamburg locken, nachdem
mit "Events" (S. 23) wie Olympia, Garten-
schau oder Boxweltmeisterschaften Auf-
merksamkeit auf die Hansestadt gelenkt
wurde (oder zumindest der Versuch unter-
nommen wurde - Beileid nach Leipzig).

Auch die städtebauliche Orientierung soll
an Zwecken des Standortmarketings aus-
gerichtet werden: Es geht neben der wirt-
schaftsorientierten Flächennutzung expli-
zit um die Schaffung von beindruckenden
Kulissen, die etwa Entscheidungsträger
internationaler Investoren aber auch Tou-
risten positiv auf den Standort Hamburg
aufmerksam machen sollen. Dies soll
durch spektakuläre Ensembles und eine
schwerpunktmäßige Orientierung auf die
Elbufer-Repräsentativität hervorgerufen
werden. Hamburgweit soll die ästhetische
Konzeption, die bereits als 'saubere In-
nenstadt/Hauptbahnhof' besichtigt wer-
den kann, baulich verstetigt werden - die
Frage nach Nutzen und Lebensqualität
für Nutzer und Bewohner wird ausge-
klammert. Stadtteile, die für diese Reprä-
sentanz von geringerer Bedeutung sind,
werden nicht erwähnt, zumal wenn sie als
soziale Brennpunkte gelten. Diese sollen

weitgehend vernachlässigt werden, oder
nötigenfalls der "Befriedung" (S. 51) zum
Opfer fallen.

Die Ausblendung des 'Faktors Mensch'
wird exemplarisch deutlich bei der Ziel-
formulierung der neu geplanten städte-
baulichen Achse Innenstadt-Wilhelms-
burg-Harburg. Hier wird zwar keine
explizite Verdrängungspolitik gegen die
bestehende Wohnnutzung formuliert,
aber eine Berücksichtigung der Interes-
sen der dort jetzt wohnenden und arbei-
tenden Menschen im Sinne einer
Strategie der sozialen Stadtentwicklung
kommt nicht vor. Ein nicht Ortskundiger
könnte beim Lesen der entsprechenden
Passage in der "Wachsenden Stadt" den
Eindruck gewinnen, es handle sich bei
Wilhelmsburg um Brachland. So ist im
Gesamtkonzept "Wachsende Stadt" deut-
lich, dass bei konkreten Gestaltungs- und
Nutzungsentscheidungen Investoren-
interessen Vorrang vor gemeinwohlorien-
tierten Entscheidungen haben sollen.

Für die Bewertung der Form der Durch-
setzung der städtebaulichen Strategien
des Rechtssenates ist es sinnvoll, über
das im Leitbild formulierte hinaus den
aktuellen Umgang mit Nutzungskonflik-
ten zu betrachten. Einerseits ist die Bam-
bule-Auseinandersetzung bezeichnend,
andererseits aber auch das Einkassieren
von Bürgerbegehren in Wandsbek. Hier
wird übrigens deutlich, dass die Strategie
"Wachsende Stadt" auch zu massiven
Interessenkollisionen mit der eigenen
bürgerlichen Klientel führt. Dass dies so
ist, folgt nicht allein aus dem Politik-
Verständnis des Rechtssenates hinsicht-
lich des Managements von Konflikten. Es
ist notwendig darin angelegt, dass das
Gesamtkonzept mit all seinen weitrei-
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chenden Festlegungen vollkommen ohne
politische Diskussion mit irgendeiner
Form der demokratischen Einflussnahme
oktroyiert wurde. 

Kultur soll in der "Wachsenden Stadt" vier
Funktionen erfüllen: Kompensation,
Zustimmung zu den Verhältnissen
sichern, Marketing für den 'Standort' und
unmittelbare Gewinnschöpfung. Kultur
sei sowohl Objekt ihrer 'Empfänger' wie
diese Objekt der Kultur sein sollen.
Jedweder emanzipatorische Anspruch 
an Kultur wird negiert, kritische Kultur
steht der Verwertungsorientierung im
Wege.

Wie sehr der Kunstgenuss auch nach
bürgerlichen Maßstäben als "anspruchs-
voll" gelten mag - ob Oper oder 'Phan-
tom der Oper' - nie soll das Resultat ein
verändertes, gar kritisches Bewusstsein
über die eigene Lage sein. 

Dieses Kulturverständnis gründet auf
einem zentralen Topos des neoliberalen
Gesellschaftsbildes: Nun, nach dem Zer-
fall der sozialistischen Staaten, sei das
Ende der Geschichte erreicht. Klassen,
Klassenkampf und -kompromiss, und
somit Entwicklung, Zerstörung, Aufbau,
Widerstreit, Interessen, Ideen (gerade im
Widerstreit Hamburger Proletarier mit
geldschweren Pfeffersäcken) als Ausdruck
einer lebendigen Geschichte mit Zeiten
herausragender kultureller Hervorbrin-
gungen einerseits und andererseits be-
merkenswerter geistiger Armut werden
nicht nur für die Zukunft bestritten, son-
dern auch als historischer Tatbestand ver-
leugnet: Hamburg habe immer als
Handelsmetropole prosperiert, also tat es
dies auch kulturell und werde dies immer
tun: "Das geistige Beziehungsgeflecht

Kultur prägender und Kultur nachfragen-
der Menschen erwächst in einer Groß-
stadt wie Hamburg, die zugleich Metro-
polfunktionen für das nähere und weitere
Umland wahrzunehmen hat, aus ihrer Be-
völkerungsstruktur und ihren kulturellen
Traditionen. Die Jahrhunderte alten ge-
schichtlichen und kulturellen Wurzeln der
Hansestadt bilden den Nährboden für ein
reiches, qualitätsbewusstes Kulturleben,
für ein großes Potential der aktiven und
rezeptiven Teilhabe kulturinteressierter
Bürger." (S. 63f.)

Die kooperative Verarbeitung und Ge-
staltung individueller und kollektiver Le-
bensbedingungen als Inhalt kultureller
Aktivität hat insofern höhere Bedeutung,
als dass sie Beitrag zur Aufklärung über
die aktuellen Bedingungen und Anstoß
zur humanistischen Veränderung dersel-
ben ist, oder zumindest sein sollte: Kultu-
relle Entfaltung aller Menschen beruht
auf dem reflexiven, kritischen und ent-
wicklungsorientierten Gehalt von Kultur
ebenso wie ihrer partizipationsorientier-
ten Organisation und Gestaltung. Für in
diesem Sinne fortschrittliche Kulturpolitik
bedarf es einer ausreichenden staatlich-
en Finanzierung, denn die vom Rechtsse-
nat angestrebte Privatisierung der Inhalte
der Kultur reduziert dieselbe zur deskrip-
tiven, die Verhältnisse bestätigenden und
unkritischen Unterhaltungskultur. 

Der kritische Bezug zur aktuellen gesell-
schaftlichen Entwicklung, sowie der
emanzipatorische Charakter der Kultur
für alle Menschen müssen den Mit-
telpunkt einer emanzipatorisch wirksa-
men Politik der Kulturförderung prägen,
wie dies beispielsweise in Geschichts-
werkstätten und Stadtteilbüchereien
angelegt ist. 
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Hamburg war oftmals Schrittmacher für
fortschrittliche soziale Reformen. Kommu-
nisten, Sozialisten, Sozialdemokraten und
fortschrittliche Bürger kämpften - je nach
Grundposition, historischem Kontext und
Reichweite ihrer gesellschaftlichen Ziele
auch gemeinsam - in vehementen Inter-
essenvertretungen in den Unternehmen,
in Schulen und Hochschulen, als gewerk-
schaftliche Bewegung und linke Parteien
sowie in der außerparlamentarischen
Bewegungen wie der Friedensbewegung
für zivilisiertere Verhältnisse. Sie schafften
so die Grundlage für ein hohes Niveau
sozialer Absicherung. Dies ermöglichte
auch, dass während die sozialliberalen
Reformen bundesweit bereits Ende der
1970er ins Stocken kamen, in Hamburg
in Bereichen wie der Sozial- und Arbeits-
markpolitik, Justiz- und Verwaltungsmo-
dernisierung, Jugend-, Bildungs-, Kultur-
und Wissenschaftspolitik bis Mitte der
1980er Jahre weiterhin Reformen reali-
siert wurden, die tatsächlich die Lebens-
bedingungen der Menschen verbesser-
ten. Der Kampf für diese Reformen hin
auf die Überwindung der Ausbeutung
war "ein Stück praktizierte Aufklärung"
(Schui: Neoliberalismus: Theorie, Geg-
ner, Praxis. Hamburg, VSA, 2002, S. 68).

Gegen diese Errungenschaften richtet
sich die anti-aufklärerische Politik des
CDU/FDP/Schill-Senates, die in dem
"Leitbild: Metropole Hamburg - Wachsen-
de Stadt" zusammengefasst ist. Sie zielt
auf Unmündigkeit und Unterordnung un-
ter die Profitinteressen des Kapitals. So-
zialstaatliche Absicherung und demokra-
tische Mitbestimmung werden als Ein-
schränkungen der individuellen Freiheit
und unternehmerischen Entfaltung de-
nunziert. Durch Einschüchterung und So-
zialabbau soll die Konkurrenz zwischen
den Menschen forciert werden, um den
Widerstand zu schwächen. Insofern ist
die "Wachsende Stadt" ein Masterplan zur
Durchsetzung des 'totalen Marktes'. An
all dem können Ideologie und Praxis der
extremen Rechten nahtlos anschließen.

Möglich wurde dies, weil zunehmend
gerade von sozialdemokratischer Seite -
befördert durch den Wegfall der System-
konkurrenz - nur noch die Ergebnisse
sozialer Reformen verwaltet wurden,
anstatt sie weiterzuentwickeln. Der Ver-
such, kapitalistische Ausbeutung ledig-
lich sozialstaatlich abzumildern anstatt
sie zu überwinden, war (und ist) den ge-
sellschaftlichen Verhältnissen immer we-

Wesentliche Aufgabe fortschrittlicher kul-
tureller Tätigkeit ist dabei die Auseinan-
dersetzung um das vorherrschende
Alltagsverständnis - die bestimmende
Deutung darüber, was eine anstrebens-
werte Form des Zusammenlebens ist.
Gerade weil die materiellen Grundlagen
für die bewusst geplante gemeinsame
Tätigkeit aller Menschen zur Befriedi-
gung ihrer Bedürfnisse bereits vorhanden
sind und der beständig erneuerte Kon-

sens über die Unantastbarkeit privater
Verfügung einer Minderheit über die Pro-
duktionsmittel dem entgegensteht. In die-
sem Sinne wollen wir entgegen der Ziel-
setzung des Hamburger Rechtssenates
dafür wirken, dass von den verschiede-
nen Bewegungen und Organisationen in
dieser Stadt ein (kultureller) Impuls der
Aufklärung zum "Ausgang des Menschen
aus seiner selbst verschuldeten Unmün-
digkeit" (Immanuel Kant) ausgeht.
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niger angemessen. Die hohen (und be-
rechtigten) Erwartungen der Bevölkerung
auf eine kontinuierliche Verbesserung der
Lebensbedingungen wurden enttäuscht,
soziale Bewegungen wurden denunziert.
Indem die Entscheidung für eine radikale
Umwälzung der ökonomischen Grund-
verhältnisse gescheut wurde, wurde zu-
nehmend den 'Sachzwängen' von Stand-
ortpolitik und Haushaltskonsolidierung
nachgegeben. Das bereitete den Boden
für eine rechte Politik, die demagogisch
auf Sündenböcke setzt und einfache
Lösungen verspricht und damit das in
dieser Broschüre gekennzeichnete Vor-
Ort-Programm für eine neue Phase
imperialistischer Ausbeutungspolitik absi-
chern soll.

Diese verwertungsorientierte Zurichtung
aller Lebensbereiche, diese Brutalisie-
rung des Alltages ist nicht hinzunehmen.
Die Zivilisierung der Grundverhältnisse,
d.h. die gleiche Verteilung des gesell-
schaftlichen Reichtums, Emanzipation
aller und produktives Wirtschaften sind in
und durch solidarische Kooperation
praktisch zu erstreiten. Auf der Grundla-

ge gemeinsam entwickelter Kritik an Aus-
beutung und Entfremdung müssen die
unterschiedlichen Proteste gegen den
Rechtssenat zusammengeführt und auf
den Kampf gegen die Ursachen kapita-
listischer Destruktion konzentriert wer-
den. So wird der gemeinsame Wider-
stand humanistischer Bündnisse von
Gewerkschaften, Parteien, Interessenver-
tretungen, Friedensbewegung und ande-
ren außerparlamentarischen Gruppen
wirksam. Für eine Wirtschaftspolitik, die
allen die demokratische Verfügung über
die Produktionsmittel und weltweit sozia-
le Gleichheit ermöglicht, für eine Bil-
dungs- und Wissenschaftspolitik, die die
Emanzipation der Menschen und die
Verbesserung der Lebensbedingungen
zum Ziel hat und für eine Kultur, die kriti-
sche und demokratische Weltaneignung
möglich macht. So wird Hamburg statt
zum Antreiber in der weltweiten Kon-
kurrenz der 'Wachsenden Städte' zum
initiierenden Modell und 'Leitbild' für eine
solidarische Welt.

Setzen wir gemeinsam der "Wachsenden
Stadt" wachsenden Widerstand entgegen!

Kontakt:

Juso Landesarbeitskreis gegen Rechts, c/o Golnar Sepehrnia, 
Mobil: 0173/2436737, Grindelberg 59, 20144 Hamburg

Juso Landesarbeitskreis Wirtschaft und Soziales, c/o Ekke Wöhl, 
Mobil: 0172/4242953, Grindelberg 59, 20144 Hamburg

Homepage: www.wachsender-widerstand.de; 
Email: info@wachsender-widerstand.de

V.i.S.d.P.: Michael Schaaf, c/o Jusos, Grindelberg 59, 20144 Hamburg
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